
SCHWEDEN / RAT 

SCHLUSSANTRÄGE DES GENERALANWALTS 
PHILIPPE LÉGER 

vom 9. Februar 1999 * 

1. Die vorliegende Nichtigkeitsklage ist 
vom Königreich Schweden gegen die Ver­
ordnung (EG) Nr. 390/97 des Rates vom 
20. Dezember 1996 zur Festlegung der zu­
lässigen Gesamtfangmengen und entspre­
chender Fangbedingungen für bestimmte 
Fischbestände oder -bestandsgruppen 
(1997) 1 erhoben worden. 

2. Das Königreich Schweden beanstandet 
den Anteil am Kabeljaufang, der ihm auf­
grund der streitigen Verordnung für das 
Jahr 1997 zugewiesen wurde. 

I — Der Gemeinschaftsregelung 

Die Konvention über die Fischerei und den 
Schutz der lebenden Ressourcen in der 
Ostsee und den Belten 2 

3. Die Fischerei in der Ostsee wird durch 
die Internationale Kommission für die Fi­

scherei in der Ostsee (im folgenden: IBSFC) 
geregelt, die gemäß Artikel V der Konven­
tion gebildet wurde. 

4. Die IBSFC legt jährlich für jede Ver­
tragspartei auf der Grundlage von wissen­
schaftlichen Daten die zulässige Gesamt­
fangmenge (im folgenden: TAC) für jeden 
Fischbestand und jeden Bereich fest. Hierzu 
gibt sie Empfehlungen, die für die vertrag­
schließenden Staaten verbindlich werden, 
wenn diese innerhalb einer bestimmten 
Frist keinen Einspruch erheben3. 

5. Für das Jahr 1997 wurde die TAC für 
Kabeljau auf der 22. Sitzung der IBSFC 
festgesetzt, die vom 16. bis 20. September 
1996 in Warschau abgehalten wurde. Ge­
mäß der auf dieser Sitzung beschlossenen 
Empfehlung Nr. 4 4 darf die TAC in den 
Fischereigebieten der Gemeinschaft 
109 600 Tonnen nicht überschreiten. 

* Originalsprache: Französisch. 
1 —ABl. 1997, L 66, S. 1 (im folgenden auch: streitige Ver­

ordnung). 
2 — Die sogenannte „Danziger Konvention" (im folgenden: 

Konvention), der die Gemeinschaft gemäß dem Beschluß 
83/414/EWG des Rates vom 25. Juli 1983 über den Beitritt 
der Gemeinschaft zur Konvention über die Fischerei und 
den Schutz der lebenden Ressourcen in der Ostsee und den 
Belten in der Fassung des am 11. November 1982 in War­
schau unterzeichneten Protokolls der Konferenz der Ver­
treter der vertragschließenden Staaten der Konvention (ABl. 
L 237, S. 4) beigetreten ist. Die Konvention ist am 18. März 
1984 für die Europäische Wirtschaftsgemeinschaft in Kraft 
getreten. 

3 — Artikel IX bis XI der Konvention. 
4 — Anhang Nr. 3 zur Klageschrift. 
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Die Verordnung (EWG) Nr. 3760/92 

6. Diese Verordnung des Rates führt eine 
gemeinschaftliche Regelung für die Fische­
rei und die Aquakultur ein 5. 

7. Artikel 8 Absatz 4 der Grundverord­
nung bestimmt: 

„Der Rat wird mit qualifizierter Mehrheit 
auf Vorschlag der Kommission wie folgt 
tätig: 

i) Er legt — gegebenenfalls auf Mehr­
jahresbasis — die zulässige Gesamt­
fangmenge und/oder den zulässigen 
Gesamtfischereiaufwand für jede Fi­
scherei oder Fischereigruppe von Fall 
zu Fall fest..." 

8. Gemäß Artikel 8 Absatz 4 Ziffer ii teilt 
der Rat aufgrund desselben Verfahrens „die 
Fangmöglichkeiten unter den Mitglied­
staaten so auf, daß für jeden Mitgliedstaat 
die relative Stabilität der Fischereitätigkeit 
bei jedem der betreffenden Bestände ge­
währleistet ist..." 

9. Gemäß Artikel 3 Buchstabe g der 
Grundverordnung sind „Fangmöglichkei­
ten der Gemeinschaft" im Sinne dieser 
Verordnung „die Fangmöglichkeiten, die 
der Gemeinschaft in den Fischereigewäs­
sern der Gemeinschaft zur Verfügung ste­
hen, zuzüglich der gesamten Fangmöglich­
keiten der Gemeinschaft außerhalb der Fi­
schereigewässer der Gemeinschaft und ab­
züglich der Drittländern zugeteilten 
gesamten Fangmöglichkeiten". 

Artikel 121 Absatz 1 der Akte über den 
Beitritt des Königreichs Schweden 6 

10. In Artikel 121 Absatz 1 wird der dem 
Königreich Schweden zuzuweisende Anteil 
der gemeinschaftlichen Fischereimöglich­
keiten für Bestände, die einer Fangbe­
schränkung unterliegen, nach Arten und 
Zonen festgelegt. 

11. Der dem Königreich Schweden zuste­
hende Anteil an Kabeljau im Bereich III b, c 
und d wurde durch die in Artikel 121 Ab­
satz 1 enthaltene Tabelle auf 35,037 % 7 

festgelegt. In Fußnote 7 dieser Tabelle ist 
folgendes bestimmt: „Dieser Prozentsatz 
gilt für die ersten 50 000 Tonnen gemein­
schaftlicher Fischereimöglichkeiten. Für die 
gemeinschaftlichen Fischereimöglichkeiten, 
die 50 000 Tonnen überschreiten, beläuft 

5 — Verordnung vom 20. Dezember 1992 (ABl. L 389, S. 1; im 
folgenden auch: Grundverordnung). 

6 — Akte über die Bedingungen des Beitritts der Republik 
Österreich, der Republik Finnland und des Königreichs 
Schweden und die Anpassungen der die Europäische Union 
begründenden Verträge (ABl. 1994, C 241, S. 21) in der 
Fassung des Beschlusses 95/1/EG, Euratom, EGKS des Rates 
der Europäischen Union vom 1. Januar 1995 zur Anpassung 
der Dokumente betreffend den Beitritt neuer Mitgliedstaa­
ten zur Europäischen Union (ABl. L 1, S. 1; im folgenden: 
Beitrittsakte). 

7 — Im folgenden: Verteilungsschlüssel. 
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sich der schwedische Anteil auf 40,000 
v. H. Diese Zuweisung berücksichtigt nicht 
die fortgeführten Quotenübertragungen 
von Schweden auf die derzeitigen Mit­
gliedstaaten der Union, die sich aus der 
EWR-Regelung von 1992 ergeben." 

12. Artikel 121 Absatz 2 lautet: „Die 
Schweden zugewiesenen Anteile werden 
gemäß Artikel 8 Absatz 4 der Verordnung 
(EWG) Nr. 3760/92... festgelegt." 

13. Auf der Grundlage dieser Vorschrift 
wurde die Aufteilung der Anteile für die 
Jahre 1995 und 1996 durch die Verord­
nungen (EG) Nr. 3362/94 8 bzw. Nr. 
3074/95 9 vorgenommen. 

14. Für das Jahr 1997 erfolgte die Auftei­
lung durch die streitige Verordnung. 

Die Verordnung Nr. 390/97 

15. Artikel 2 der streitigen Verordnung 
bestimmt, daß ,,[d]ie TAC je Bestand oder 
Bestandsgruppe, für die Gemeinschaftsvor­
schriften gelten, sowie die für die Gemein­
schaft verfügbaren Anteile... für 1997 in 
Anhang I festgesetzt [sind]". 

16. Im Anhang I ist die TAC für Kabeljau 
im Bereich III b, c und d auf 112 452 
Tonnen festgesetzt. Die dem Königreich 
Schweden zugeteilte Menge beläuft sich 
diesem Anhang zufolge auf 38 860 Ton­
nen 10. 

Der „Ausgleichskabeljau" 

17. Bei den Beitrittsverhandlungen hatte 
die Festlegung des schwedischen Anteils an 
den gemeinschaftlichen Fischereimöglich­
keiten zu Interessengegensätzen geführt. 

18. Einige Mitgliedstaaten waren der An­
sicht, dieser Anteil gebe die historischen 
Fischereistrukturen nicht zutreffend wieder 

8 — Verordnung des Rates vom 20. Dezember 1994 zur Fest­
legung der zulässigen Gesamtfangmengen und entsprechen­
den Fangbedingungen für bestimmte Fischbestände oder-
bestandsgruppen für 1995 (ABl. L 363, S. 1). 

9 — Verordnung des Rates vom 22. Dezember 1995 zur Festle­
gung der zulässigen Gesamtfangmengen und entsprechen­
den Fangbedingungen für bestimmte Fischbestände oder-
bestandsgruppen für 1996 (ABI. L 330, S. 1). 

10 — Der dem Königreich Schweden zugewiesene Anteil wird 
wie folgt ermittelt: 35,037 % von 50 000 Tonnen + 
40,000 % von 59 600 Tonnen = 41 360 Tonnen, von 
denen 2 500 Tonnen zur Erfüllung der im Rahmen der 
EWR eingegangen Verpflichtungen abzuziehen sind, ins­
gesamt also 38 860 Tonnen. Der Anteil des Königreichs 
Schweden wurde also auf der Basis eines Gesamtbetrags 
von 109 600 Tonnen errechnet, wobei die Differenz 
zwischen dieser Menge und den 112 452 Tonnen in Höhe 
von 2 852 Tonnen den „Ausgleichskabeljau" bildet. 
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und beeinträchtige daher ihre Fischereiin­
teressen in der Ostsee. 

19. Auf der Tagung des Rates vom 25. Fe­
bruar bis 1. März 1994 beschloß dieser 
daher die Aufnahme der folgenden Erklä­
rung in sein Protokoll 11: 

„Baltischer Kabeljau 

Der Rat und die Kommission werden zu­
sätzliche Kabeljau-Fangrechte für jede 
schwedische Zuteilung erwerben, die über 
35,037 % hinausgeht. Die zusätzlichen 
Quoten werden auf Deutschland und Dä­
nemark aufgeteilt." 12 

20. Entsprechend dieser Erklärung hat die 
Gemeinschaft für die Jahre 1995, 1996 und 
1997 von den drei baltischen Staaten 
„Ausgleichskabeljau" gekauft. 

21. Im Jahr 1995 wurde der Kabeljau, der 
in den Gewässern der baltischen Staaten 
gefischt werden konnte, zwischen dem 
Königreich Dänemark und der Bundesre­
publik Deutschland aufgeteilt. Im Jahr 
1996 konnte die von der Gemeinschaft er­
worbene neue Menge in den Gewässern der 
Gemeinschaft gefischt werden. Sie wurde 

ebenfalls zwischen diesen beiden Mitglied­
staaten aufgeteilt. 

22. Für das Jahr 1997 erhielt die Gemein­
schaft 2 852 Tonnen „Ausgleichskabeljau", 
nämlich 900 Tonnen von Estland, 127 
Tonnen von Lettland und 1 825 Tonnen 
von Litauen. Diese Menge wurde zwischen 
dem Königreich Dänemark (69 % = 1 968 
Tonnen) und der Bundesrepublik Deutsch­
land (31 % = 884 Tonnen) aufgeteilt. Jeder 
Anteil wurde sodann den für die Gemein­
schaft verfügbaren TAC hinzugerechnet, 
die nach dem jeweils vorgesehenen Vertei­
lungsschlüssel dem Königreich Dänemark 
(insgesamt also 49 494 Tonnen) und der 
Bundesrepublik Deutschland (insgesamt 
also 21 638 Tonnen) zugeteilt waren. 

23. Die Summe der TAC, die sich dem 
Anhang I der Verordnung Nr. 390/97 zu­
folge auf 112 452 Tonnen beläuft, setzt 
sich demgemäß aus den von der IBSFC 
festgelegten 109 600 Tonnen und den 
2 852 Tonnen „Ausgleichskabeljau" zu­
sammen. 

I I — Zur Nichtigkeitsklage 

24. Das Königreich Schweden macht zur 
Stützung seiner Klage geltend, die Auftei­
lung des Kabeljaus im Bereich III b, c und d 
für das Jahr 1997, wie sie sich aus der 
streitigen Verordnung ergebe, entspreche 
nicht den Bestimmungen des Artikels 121 
Absatz 1 der Beitrittsakte, da ihm kein 

11 — Im folgenden: Erklärung von 1994. 
12 — In das Protokoll der 1733. Tagung des Rates in Brüssel 

aufgenommene Erklärung. 
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Anteil am „Ausgleichskabeljau" zugeteilt 
worden sei. 

25. Der Kläger führt aus, der „Ausgleichs­
kabeljau" sei keine externe Ressource im 
Sinne der Beitrittsakte, sondern eine unter 
Artikel 121 Absatz 1 fallende gemein­
schaftliche Fischereimöglichkeit, von der 
ihm folglich ein Teil zustehe, der entspre­
chend dem in dieser Vorschrift festgelegten 
Verteilungsschlüssel bestimmt werde. 

26. Der Rat und die Kommission beantra­
gen beide Klagabweisung, da der „Aus­
gleichskabeljau" eine externe Ressource der 
Gemeinschaft sei und aus diesem Grund 
nicht unter den Verteilungsschlüssel des 
Artikels 121 Absatz 1 der Beitrittsakte fal­
le. Der „Ausgleichskabeljau" verdanke 
seine Existenz der Notwendigkeit, dem 
Königreich Dänemark und der Bundesre­
publik Deutschland zusätzliche Quoten als 
Ausgleich dafür zuzuteilen, daß nach An­
sicht dieser Staaten der Anteil, der aufgrund 
dieses Verteilungsschlüssels dem König­
reich Schweden vorbehalten ist, zu einer 
Beeinträchtigung ihrer Interessen geführt 
habe" . 13 

27. Die Rechtmäßigkeit der streitigen Ver­
ordnung hängt also davon ab, ob der Ver­
teilungsschlüssel des Artikels 121 Absatz 1 

der Beitrittsakte auf den „Ausgleichskabel­
jau" Anwendung findet. 

28. Um diese Frage zu beantworten, muß 
diese Vorschrift, von der die Verordnung 
Nr. 390/97 nicht abweichen darf, ausgelegt 
werden. Einige der Faktoren, die von dem 
Rat oder der Kommission zur Rechtferti­
gung der streitigen Verordnung vorgebracht 
worden sind, mögen zwar hin und wieder 
geeignet sein, den Sinn des Artikels 121 
Absatz 1 zu erschließen, können jedoch 
diese Auslegung, die zur Abweisung der 
Klage der schwedischen Regierung erfor­
derlich ist, nicht ersetzen. 

29. Selbst wenn die Bezugnahme auf die 
historischen Fischereistrukturen in der 
Ostsee den Schluß zuließe, daß eine Neu­
bestimmung der nach der Beitrittsakte je­
weils zugeteilten Mengen notwendig wäre, 
weil der für das Königreich Schweden 
festgelegte Verteilungsschlüssel den Fische­
reigewohnheiten in diesem Sektor nicht 
entspricht, würde sie zum Nachweis der 
Rechtmäßigkeit der streitigen Verordnung 
selbst dann nicht genügen, wenn diese 
Strukturen unstreitig wären. 

30. Ebensowenig könnte die Erklärung von 
1994, selbst wenn sie vom Königreich 
Schweden ausdrücklich gebilligt worden 
wäre, von Artikel 121 Absatz 1 der Bei­
trittsakte abweichen, wenn feststünde, daß 
der dem Königreich Schweden zugewiesene 
Verteilungsschlüssel unterschiedslos auf je­
de von der Gemeinschaft im fraglichen 
Bereich erworbene Menge Kabeljau an­
wendbar wäre. 

13 — Dem Rat zufolge waren das Königreich Dänemark und die 
Bundesrepublik Deutschland der Ansicht, daß der Anteil, 
der dem Königreich Schweden schließlich zugeteilt wurde, 
die historischen Fischereistrukturen in der Ostsee nicht 
zutreffend wiedergebe. 
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31. Nicht nur stellt eine solche Erklärung, 
wie der Rat selbst vorträgt, eine politische 
Verpflichtung 14 dar, weswegen von ihr 
nicht die Rechtswirkungen von verbindli­
chen Gemeinschaftshandlungen ausgehen 
können, die nach Maßgabe der Vorschrif­
ten des EG-Vertrages ergangen sind. Hinzu 
kommt vielmehr noch, daß die Erklärung, 
wenn sie irgendeinen Wert für die Ausle­
gung haben sollte, was der Gerichtshof bei 
dieser Art von Handlung gelegentlich an­
nimmt, im vorliegenden Fall für den Aus­
gang des Rechtsstreits keinen Nutzen 
hat 15. 

32. Die Erklärung von 1994, die das Prin­
zip des Erwerbs von zusätzlichen Kabeljau-
Fangrechten für die Zuteilung an das Kö­
nigreich Dänemark und die Bundesrepublik 
Deutschland festlegt, führte nämlich zum 
Erlaß der streitigen Bestimmungen der 
Verordnung Nr. 390/97. Der Inhalt der 
Erklärung hat daher mehr Bedeutung für 
die Auslegung der Verordnung als für die 
Beurteilung ihrer Rechtmäßigkeit im Hin­
blick auf die Beitrittsakte. 

33. Die Bedeutung der einschlägigen Be­
stimmungen der streitigen Verordnung aber 
ist nicht fraglich, da im Anhang I dieser 
Vorschrift die TAC der Europäischen Ge­

meinschaft für Kabeljau im Bereich III b, c 
und d den „Ausgleichskabeljau" ein­
schließt, während die TAC des Königreichs 
Schweden allein auf der Grundlage der von 
der IBSFC zugeteilten TAC festgesetzt ist. 

34. Der Rat legt dar, daß der vom König­
reich Schweden beanspruchte Anteil Fang­
rechte betreffe, die von der Europäischen 
Gemeinschaft gerade erworben worden 
seien, um die Kürzung des Anteils des Kö­
nigreichs Dänemark und der Bundesrepu­
blik Deutschland an der TAC als Folge der 
Beitrittsakte auszugleichen. 

35. Ebensowenig jedoch, wie die Erklärung 
von 1994 eine Ausnahme von dem in Ar­
tikel 121 Absatz 1 der Beitrittsakte aufge­
stellten Grundsatz vorsehen kann, können 
die Gründe, die für den Erlaß der Vorschrift 
entscheidend waren, zu einer bestimmten 
Auslegung des genannten Artikels führen. 

36. Die Notwendigkeit eines Ausgleichs, 
die der Entscheidung über den Erwerb von 
zusätzlichen Fangrechten zugrunde lag, 
kann auch bestehen, wenn Artikel 121 
Absatz 1 einen auf die Gesamtheit der ge­
meinschaftlichen Fischereimöglichkeiten 
anwendbaren Verteilungsschlüssel vor­
schreiben würde. In diesem Fall würden die 
aufgrund der Erklärung von 1994 erwor­
benen Fangrechte einen absoluten Aus­
gleich und nicht nur eine Neubestimmung 
der Anteile einzelner Mitgliedstaaten dar­
stellen. 

14 — S. 1 der Antwort des Rates auf die vom Gerichtshof 
gestellten Fragen. 

15 — Der Gerichtshof hat in ständiger Rechtsprechung ent­
schieden, daß „die in einem Protokoll enthaltenen Erklä­
rungen von begrenztem Wert [sind], da sie nicht zur 
Auslegung einer Vorschrift des Gemeinschaftsrechts her­
angezogen werden können, wenn der Inhalt der Erklärung 
in der fraglichen Bestimmung keinen Ausdruck gefunden 
hat und ihm somit keine rechtliche Bedeutung zukommt" 
(Urteil vom 29. Mai 1997 in der Rechtssache C-329/95, 
VAG Sverige, Slg. 1997, I-2675, Randnr. 23). Er hat diese 
grundsätzliche Position jedoch differenziert, wenn er aus­
führt, daß „[e]ine solche Erklärung... bei der Auslegung 
berücksichtigt werden [kann], soweit sie der Klarstellung 
eines allgemeinen Begriffes... dient, [wie er in einer Richt­
linie enthalten ist]" (Urteil vom 3. Dezember 1998 in der 
Rechtssache C-368/96, Generics, Slg. 1998, I-7967, 
Randnr. 27). 
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37. Das Bemühen um einen Ausgleich ist 
daher kein unwiderlegbarer Beweis dafür, 
daß die Beitrittsakte entsprechend dem 
Vorschlag des Rates und der Kommission 
zu verstehen ist. 

38. Um die Wirksamkeit der streitigen 
Verordnung zu beurteilen, ist daher zu­
nächst Artikel 121 Absatz 1 der Beitritts­
akte zu prüfen. 

39. Die schwedische Regierung macht gel­
tend, daß der in Artikel 121 Absatz 1 ver­
wendete Begriff „gemeinschaftliche Fische­
reimöglichkeiten" in Artikel 3 Buchstabe g 
der Grundverordnung bestimmt werde als 
„die Fangmöglichkeiten, die der Gemein­
schaft in den Fischereigewässern der Ge­
meinschaft zur Verfügung stehen, zuzüglich 
der gesamten Fangmöglichkeiten der Ge­
meinschaft außerhalb der Fischereigewäs­
ser der Gemeinschaft und abzüglich der 
Drittländern zugeteilten gesamten Fang­
möglichkeiten". Hieraus ergebe sich, daß 
der dem Königreich Schweden zustehende 
Anteil durch Anwendung des Verteilungs­
schlüssels auch auf den „Ausgleichskabel­
jau" hätte bestimmt werden müssen, da der 
Begriff der „gemeinschaftlichen Fischerei­
möglichkeiten" auch die von der Gemein­
schaft erworbenen Fangrechte einschlie­
ße 16. 

40. Der Kläger trägt ergänzend vor, nir­
gendwo stehe, daß die Anwendung der 
Artikel 116 bis 122 der Beitrittsakte, die im 
Abschnitt II unter der Überschrift „Zugang 

zu Gewässern und Ressourcen" stünden, 
auf die internen Ressourcen beschränkt sei. 

41. Der Rat erwidert, nichts lasse den 
Schluß zu, daß der Abschnitt II die Fische­
rei in anderen Gewässern als denjenigen 
regeln sollte, die zur Gemeinschaft gehören. 
Die Ausgestaltung und der Wortlaut der in 
Artikel 121 Absatz 1 enthaltenen Tabelle 
ließen klar erkennen, daß diese Vorschrift 
lediglich den Anteil betreffe, der dem Kö­
nigreich Schweden in den betreffenden 
„Referenzgebieten zur Festsetzung der 
TAC" zugewiesen worden sei. Die Abkür­
zung „TAC" werde allgemein nur für die 
Aufteilung der internen Ressourcen ver­
wendet. 

42. Die Bezugnahme auf die „Gemein­
schaftsgewässer" in der Fußnote 2 der Ta­
belle weise überdies darauf hin, daß der 
Verteilungsschlüssel nur auf die internen 
Ressourcen der Gemeinschaft Anwendung 
finde, also auf die Fangmöglichkeiten, die 
der Gemeinschaft aufgrund eigener Fang­
rechte in den der Hoheitsgewalt oder der 
Gerichtsbarkeit der Mitgliedstaaten unter­
liegenden Gewässern zur Verfügung stün­
den. 

43. Die Kommission führt aus, der Begriff 
„Fangmöglichkeiten der Gemeinschaft", 
der sowohl die Fangmöglichkeiten in den 
Gewässern eines Drittlandes als auch die­
jenigen in den internationalen Gewässern 
umfasse, könne auf Artikel 121 Absatz 1 
keine Anwendung finden, da diese Vor­
schrift die Fangmöglichkeiten, die sich aus 
Abkommen mit Drittstaaten ergäben, nicht 
einbeziehe. Insoweit verweist die Kommis-

16 — Ausgehend von dieser Berechnungsgrundlage errechnet das 
Königreich Schweden, das gegen die streitige Verordnung 
stimmte, den Anteil, der ihm hätte zustehen müssen, auf 
39 999 Tonnen (0,35037 x 50 000 Tonnen und 0,40000 x 
62 452 Tonnen — 2 500 Tonnen) (S. 6 der Klageschrift). 
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sion auf die Struktur und den Inhalt des 
Titels V Kapitel 3 der Beitrittsakte. 

44. Auch wenn der Wortlaut des Artikels 
121 Absatz 1 und die Stellung dieser Vor­
schrift innerhalb der Beitrittsakte nicht 
eindeutig sind, wie das Vorbringen der 
Parteien zeigt, sind aus ihnen jedoch sach­
dienliche Hinweise für die Auslegung zu 
entnehmen. 

45. Zunächst ist deutlich zu machen, wel­
che Folgen sich aus der Stellung des Arti­
kels 121 innerhalb des Kapitels 3 — Fi­
scherei — des Titels V — Übergangsmaß-
nahmen betreffend das Königreich Schwe­
den — ergeben 17. 

46. Ich bin mit dem Königreich Schweden 
und anders als der Rat und die Kommission 
der Auffassung, daß aus der Stellung des 
Artikels 121 im Abschnitt II — Zugang zu 
den Gewässern und Ressourcen —, d. h. 
außerhalb des Abschnitts III — Externe 
Ressourcen —, nicht der Schluß gezogen 
werden kann, daß der Verteilungsschlüssel 
den internen Ressourcen der Europäischen 
Gemeinschaft vorbehalten ist und nicht die 
Fischereimöglichkeiten betrifft, die sich aus 
Abkommen zwischen der Gemeinschaft 
und Drittstaaten ergeben. 

47. Der Abschnitt III — Externe Ressour­
cen — enthält zwei Vorschriften, nämlich 
die Artikel 124 und 125, von denen die 
erste sich nur mit Rechtsvorschriften be­
faßt, die ab dem Beitritt für die vom Kö­
nigreich Schweden mit Drittländern ge­
schlossenen Fischereiabkommen gelten, 
und der zweite nur Bestimmungen über die 
finanzielle Beteiligung der Europäischen 
Union an der „Aussetzung junger Lachse 
durch die zuständigen schwedischen Stel­
len" betrifft. 

48. Der Anwendungsbereich des Ab­
schnitts III kann daher nicht so verstanden 
werden, daß er die Abkommen der Ge­
meinschaft mit Drittstaaten einbeziehen 
soll, wobei jedoch nach meinen bisherigen 
Ausführungen die Möglichkeit einer An­
wendung des Abschnitts II auf diese Art 
von Abkommen unberührt bleibt. 

49. Das Argument der Kommission, der 
Abschnitt II gelte nur für die der Hoheits­
gewalt oder der Gerichtsbarkeit der Euro­
päischen Union unterliegenden Gewässer, 
weil sein Geltungsbereich nach den Arti­
keln 117 und 118 ausschließlich auf den 
Zugang der schwedischen Schiffe zu diesen 
Gewässern beschränkt sei, ist als solches 
ebensowenig ausschlaggebend. 

50. Die Bezugnahme in diesen beiden Ar­
tikeln auf die „der Hoheitsgewalt oder 
Gerichtsbarkeit der Mitgliedstaaten der 
derzeitigen Union unterliegenden [Gewäs­
ser]" genügt nicht, um die Fänge aufgrund 
von Abkommen, die zwischen der Ge­
meinschaft und Drittstaaten geschlossen 

17 — Der Titel V befindet sich im Vierten Teil — Übergangs­
maßnahmen — der Beitrittsakte. 
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wurden, vom Geltungsbereich des Artikels 
121 auszunehmen. 

51. Diese Art von Abkommen fällt nämlich 
nicht nur nicht unter den Abschnitt III. 
Auch dem Wortlaut der Artikel 117 und 
118 ist nichts zu entnehmen, was den 
Ausschluß der Anwendung des Artikels 121 
auf Fänge zuließe, die von schwedischen 
Schiffen in den Gemeinschaftsgewässern 
nach Maßgabe von Abkommen vorge­
nommen werden, die die Quotenübertra­
gung von Drittstaaten auf die Gemeinschaft 
gestatten. 

52. Diese Auslegung wird sogar bestätigt 
durch das Argument, die Definition des 
Begriffes „Fangmöglichkeiten der Gemein­
schaft" in der Verordnung Nr. 3760/92 er­
fasse über die Fangmöglichkeiten hinaus, 
die der Gemeinschaft in den Fischereige­
wässern der Gemeinschaft zur Verfügung 
stünden, auch die Fangmöglichkeiten, die 
außerhalb der Fischereigewässer der Ge­
meinschaft lägen. 

53. Obwohl Artikel 3 dieser Verordnung 
klarstellt, daß die Definition nur eine solche 
,,[i]m Sinne dieser Verordnung" ist, und 
damit auszuschließen scheint, daß die De­
finition für die Auslegung der Beitrittsakte 
herangezogen wird, ginge dieser Schluß 
doch zu weit, da zahlreiche Artikel des 
Abschnitts II auf die Grundverordnung und 
auf die von dieser eingeführten Regelung 
Bezug nehmen. 

54. Namentlich müssen sich die einen be­
stimmten Sektor betreffenden Bedingungen 
für den Beitritt eines neuen Mitglieds na­
turgemäß in das in diesem Sektor geltende 

Recht einfügen; die Struktur dieses Sektors 
wird im Bereich der Landwirtschaft und 
der Fischerei durch die Grundverordnun­
gen bestimmt, die die jeweilige Gemein­
schaftspolitik bilden. 

55. Artikel 121 Absatz 2 der Beitrittsakte 
schließlich verweist zur Bestimmung der 
Modalitäten bei der Festlegung der Anteile, 
die dem Königreich Schweden zugewiesen 
sind, ausdrücklich auf Artikel 8 Absatz 4 
der Grundverordnung. Gemäß Ziffer ii 
dieser Vorschrift aber ist der Rat insbeson­
dere befugt, „die Fangmöglichkeiten unter 
den Mitgliedstaaten so aufzuteilen], daß 
für jeden Mitgliedstaat die relative Stabili­
tät der Fischereitätigkeit bei jedem der be­
treffenden Bestände gewährleistet ist" 18, 
was nach der Definition des Artikels 3 
Buchstabe g die Fangmöglichkeiten der 
Gemeinschaft außerhalb der Fischereige­
wässer der Gemeinschaft einschließt. 

56. Indessen geben die vorstehenden Aus­
führungen zwar Aufschluß über die allge­
meine Rechtsvorschrift des Artikels 121 
Absatz 1 der Beitrittsakte, nicht aber, wie 
sich bei einer genaueren Durchsicht der in 
dieser Vorschrift enthaltenen Tabelle ergibt, 
über ihre Anwendung auf den besonderen 
Fall, der Gegenstand der vorliegenden 
Klage ist. 

57. Der Kabeljau, dem vom Königreich 
Schweden der „Ausgleichskabeljau" zu­
ordnet wird, ist der, der im Bereich III b, c 
und d gefangen wird. In der Tabelle des 

18 — Hervorhebung nur hier. 
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Artikels 121 wird aber klargestellt, daß 
dieser Bereich auf die „Gemeinschaftsge-
wässer" beschränkt ist 19. Hieraus folgt, 
daß der dem Königreich Schweden zuge­
wiesene Verteilungsschlüssel nur für die als 
Fischereigewässer der Gemeinschaft 20 um­
schriebenen gemeinschaftlichen Fischerei­
möglichkeiten mit Ausnahme der außer­
halb dieser Gewässer gelegenen gemein­
schaftlichen Fischereimöglichkeiten gelten 
kann. 

58. Wenn daher Artikel 121 Absatz 1 der 
Beitrittsakte die Anwendung der von ihm 
festgesetzten Verteilungsschlüssel auf die 
außerhalb der Gemeinschaftsgewässer ge­
legenen Fischereigewässer nicht von vorn­
herein ausschließt, so gilt dies nur unter 
dem Vorbehalt, daß kein gegenteiliger An­
haltspunkt den Anwendungsbereich ein­
schränkt, wie dies vorliegend der Fall ist, da 
der Ausgangsbereich, der als Berechnungs­
grundlage für die Fangmengen dient, einer 
territorialen Begrenzung unterworfen wur­
de. 

59. Nachdem feststeht, daß der Vertei­
lungsschlüssel ausschließlich für den Ka­
beljau gilt, der in den Gewässern dieses der 
Gemeinschaft unterstehenden Bereiches 
gefischt wird, bleibt nur die Frage, ob der 
Rat Artikel 121 der Beitrittsakte beachtete, 
als er das Königreich Schweden von der 

Aufteilung des „Ausgleichskabeljaus" aus­
schloß. 

60. Die Frage ist mit anderen Worten, ob 
dem Königreich Schweden bereits dann 
Fangrechte in dem vom Verteilungsschlüs­
sel bestimmten Verhältnis zustehen, wenn 
es den Nachweis führt, daß der „Aus­
gleichskabeljau" teilweise oder ganz aus 
den Gemeinschaftsgewässern stammt. 

61. Aus den Protokollen über die Ergeb­
nisse der Konsultationen zwischen den drei 
baltischen Staaten und der Gemeinschaft 
auf dem Gebiet der Fischerei, die 1996 
stattfanden 21, geht hervor, daß sich die 
2 852 Tonnen „Ausgleichskabeljau" für 
das Jahr 1997 aus einer Übertragung erge­
ben, d. h. aus dem Recht der Mitglied­
staaten, diesen Fisch in den Gemein­
schaftsgewässern zu fangen. 

62. Die Anwendung des Verteilungsschlüs­
sels des Artikels 121 Absatz 1 der Bei­
trittsakte kann sich aber als schwierig er­
weisen, wenn es sich nur um eine Mög­
lichkeit handelt, so daß der Fischfang je 
nach Entscheidung der Mitgliedstaaten so­
wohl in den Gewässern der baltischen 
Staaten als auch in den Gemeinschaftsge­
wässern erfolgen kann. 

63. Dieser Grund veranlaßt mich zu der 
Auffassung, daß die Festsetzung des dem 
Königreich Schweden vorbehaltenen An­
teils an dem Kabeljau im Bereich III b, c 
und d nicht für die Fangquoten gilt, die die 
Gemeinschaft außerhalb der TAC-Zutei-

19 — Aus Anhang 1 zur Klagebeanrwortung des Rates ergibt 
sich, daß dieser Bereich ein ICES-Bereich ist. Mit dieser 
Abkürzung, die für „Internationaler Rat für Meeresfor-
schung" steht, wird eine internationale wissenschaftlich-
technische Einrichtung bezeichnet, die Auswertungen zu 
den Fischarten, den Artgruppen und zur Fischerei vor­
nimmt. Sie erstattet Gutachten, die vor allem an bio­
logischen Kriterien orientiert sind, und gibt Empfehlungen 
zum Umfang der Fangmengen und zu den technischen 
Begleitmaßnahmen. 

20 — Diese werden in Artikel 3 Buchstabe a der Grundverord­
nung als „die Gewässer unter der Hoheit oder Gerichts­
barkeit der Mitgliedstaaten" definiert. 21 — Anhänge 4, 5 und 6 zur Klageschrift. 
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lungen der IBSFC von Drittstaaten erwor­
ben hat. 

64. Die Absicht der Unterzeichnerstaaten 
der Beitrittsakte wird dadurch bestätigt, 
daß es nicht zu rechtfertigen wäre, eine 
Unterscheidung vorzunehmen zwischen 
den Fängen, die in den Gemeinschaftsge­
wässern vorgenommen werden, und denen, 
die außerhalb dieser Gewässer erfolgen, 
und die Anwendung des Verteilungsschlüs­
sels des Artikels 121 Absatz 1 auf die er-
steren zu beschränken. 

65. Es ist nicht ersichtlich, weshalb die 
Zuweisung des dem Königreich Schweden 
zustehenden Anteils bei einer von der Ge­
meinschaft erreichten Übertragung von 
Ressourcen davon abhängen soll, ob die 
Fänge in Gemeinschaftsgewässern stattfin­
den. Außerdem würde sich die Durchfüh­
rung einer örtlichen Überwachung bei der 
Anwendung einer differenzierten Regelung 
als schwierig erweisen. 

66. Der Hinweis auf die „Gemeinschafts­
gewässer" kann daher nur deshalb erfolgt 
sein, damit das in der Beitrittsakte angege­
bene Referenzgebiet demjenigen der IBSFC-
Empfehlungen 22, die innerhalb der Ge­
meinschaft Rechtswirkungen entfalten sol­
len, entspricht, damit der dem Königreich 
Schweden zugewiesene Verteilungsschlüssel 
auf die durch diese Empfehlungen festge­
setzte TAC angewandt wird. 

67. Diese Sichtweise wird bestätigt durch 
die Überschrift der zweiten Spalte der Ta­

belle des Artikels 121: „ICES- oder IBSFC-
Bereich, Referenzgebiete zur Festsetzung 
der TAC" 23. Die zweite Spalte bestimmt 
die Referenzgebiete, auf deren Grundlage 
der dem Königreich Schweden zustehende 
Anteil an den Fangmengen für jede Art 
festgelegt wird. 

68. Daß der Rat im Anhang I der streitigen 
Verordnung den „Ausgleichskabeljau" in 
die TAC der Europäischen Gemeinschaft 
einbezog, während in derselben Vorschrift 
der Anteil des Königreichs Schweden auf 
der Grundlage einer TAC errechnet wurde, 
der diese Ressource nicht einschloß, kann 
die Bedeutung der Beitrittsakte, die zum 
primären Gemeinschaftsrecht gehört, nicht 
ändern. 

69. Ausschlaggebend ist damit der Grund­
satz, daß, wie der Rat und die Kommission 
vorgetragen haben, der Verteilungsschlüssel 
des Artikels 121 Absatz 1 nur auf diejeni­
gen TAC anzuwenden ist, die unmittelbar 
von der IBSFC gegenüber der Europäischen 
Gemeinschaft für die Gemeinschaftsge-
wässer mittels einer verbindlich geworde­
nen Empfehlung festgesetzt wurden. 

70. Das Abgrenzungskriterium für den 
Geltungsbereich des Artikels 121 Absatz 1 
der Beitrittsakte ist daher weniger das Kri-

22 — Vgl. Nr. 5 dieser Schlußanträge. 23 — [Betrifft nicht die deutsche Übersetzung.] 
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terium der geographischen Fangherkunft 
als das der Herkunft der Fangquoten. 

71. Daher widerspricht die vom Rat im 
Anhang I der streitigen Verordnung vorge­

nommene Berechnung des Anteils des Kö­
nigreichs Schweden, die sich allein auf die 
von der IBSFC zugeteilte TAC unter Aus­
schluß einer Ressourcenübertragung, wie 
sie der „Ausgleichskabeljau" darstellt, 
stützt, nicht den Bestimmungen des Artikels 
121 Absatz 1 der Beitrittsakte. 

Ergebnis 

72. Nach alledem schlage ich dem Gerichtshof vor, 

— die Klage abzuweisen; 

— dem Königreich Schweden die Kosten der Verfahrens aufzuerlegen. 
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